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Studierende der Pädagogischen
Hochschule (PH) der FHNW
raten von einem Studium in
Muttenz ab: Das zeigte sich
Anfang Juli in einem offenen
Brief an Politikerinnen und
Politiker beider Basel, weitere
Personen beschrieben dieser
Redaktion diverse Missstände.
Deutlich wurden diese auch
in einerUmfrage von Studieren-
den,welche dieseWoche publi-
ziert wurde – und das Fass zum
Überlaufen gebracht zu haben
scheint.

Jetzt macht die Politik Druck
– zumindest in Basel-Stadt –,
gleich mehrere Grossrätinnen
und Grossräte planen, Vorstös-
se einzureichen. So will Sandra
Bothe (GLP) vom Regierungsrat
wissen, ob ein privates Institut
zur Ausbildung von Lehrperso-
nen auf Primarstufe in Basel
eine Option wäre.

Die Idee dazu sei Bothe schon
gekommen, als die FDP die
Einführung einer Lehre für den
Beruf als Lehrperson forderte.
Doch die grosse Unzufrieden-
heit der PH-Studierenden,
die sie im offenen Brief und in
der Umfrage geäussert haben,
sei ausschlaggebend für die
Einreichung des Vorstosses
gewesen, sagt Sandra Bothe.

In Bern funktioniert
es bereits
In der Schweiz gebe es be-
reits renommierte private Hoch-
schulinstitute, die eine praxis-
nahe Ausbildung für Lehrper-
sonen anbieten und gleichzeitig
mit den Pädagogischen Hoch-
schulen ihrer Kantone zusam-
menarbeiten würden. Als Bei-
spiele nennt die Grossrätin die
Unterstrass in Zürich oder die
Berner NMS.

Seit 2023 ist das Institut
NMS in Bern ein eigenstän-
diges Hochschulinstitut. Denn
das Hochschulförderungs- und

Koordinationsgesetz (HFKG) des
Bundes ermöglicht «eineAkkre-
ditierung als Hochschulinstitut
auch für private und kleinere In-
stitutionen». Der Kanton Bern
beteiligt sich mit einem Pro-
Kopf-Beitrag an der Finanzie-
rung der NMS.

Sandra Bothes zentrale Fra-
ge an den Regierungsrat lau-
tet daher: Ist ein solches Ins-
titut auch in Basel möglich? In
Bern scheine es schliesslich zu
funktionieren, so Bothe. Könnte
sich Basel-Stadt dann auch mit

einem Pro-Kopf-Beitrag betei-
ligen? Klarheit will Bothe auch
bezüglich der gesetzlichen Rah-
menbedingungen für ein priva-
tes Institut sowie dessen finan-
zielle Auswirkungen.

Stärkere Praxisorientierung,
effizienteres Einschreiben
Entweder könnte man eine
solche Organisation neu grün-
den oder an ein bestehendes
privates Bildungsinstitut in Basel
angliedern, überlegt Bothe. «Ich
will damit eine Diskussion an-

stossen und kannmirvorstellen,
dass daran Interesse besteht.»

In einem privaten, eher klei-
neren Institut wären eine stär-
kere Praxisorientierung sowie
ein effizienteres Einschreibever-
fahren möglich, sagt Bothe im
Hinblick auf die Kritikpunkte
der Studierenden. Damit könne
man auch einen gewissenWett-
bewerb fördern.

Dennwenn die PH der FHNW
quasi eine Monopolstellung
habe, bleibe den Studierenden
keine andere Wahl, als in Mut-

tenz zu studieren oder abzu-
wandern – etwa nach Bern oder
Luzern. «Seit Jahren hört man,
was inMuttenz schlecht ist. Da-
beiwollenwir doch, dass die an-
gehenden Lehrpersonen hier-
bleiben», sagt Bothe. Undwenn
es bereits renommierte Institu-
te gebe: «Warum sollte das für
Basel nicht eine Möglichkeit
sein?»

«Unser Ziel ist,
Druck zu machen»
Einen weiteren Vorstoss reicht
Grossrat Laurin Hoppler (Jun-
ges Grünes Bündnis) ein. Darin
fordert er gezielte Unterstüt-
zungsmassnahmen für jun-
ge Lehrpersonen während des
Studiums.

Von den Problemen an der
PH habe er schon oft von Stu-
dierenden aus seinem Freun-
deskreis gehört. Dass er die
Motion aber kurz nach der
Publikation der Umfrage ein-
reiche, sei zufällig. Sein Anlie-
gen sei schon länger in Planung
und spezifischer formuliert,
auch wenn fehlende Unter-
stützung ein Teil des grossen
Problems sei. Denn wenn sich
junge Lehrkräfte überfordert
fühlten, könne das langfris-
tig zu einem vorzeitigen Be-
rufsausstieg führen, so seine
Argumentation.

Zehn Personen aus fast allen
Parteien haben die Motion un-
terschrieben.Hopplerwollte das
Anliegenmöglichst breit abstüt-
zen. «Unser Ziel ist, als Junges
Grünes Bündnis Druck zu ma-
chen», sagt Hoppler. So wol-
le auch Fina Girard einen Vor-
stoss einreichen, und jener von
Anouk Feurerwurde bereits pu-
bliziert. Darin will Feurer unter
anderem wissen, wie die Re-
gierung mit den Missständen
umgehen will.

Heutewird die PH der FHNW
Stellung zu den Missständen
nehmen. Diese Redaktion wird
darüber berichten.

Privates Ausbildungsinstitut
für angehende Lehrpersonen?
Vorstösse in Basel-Stadt Nachdem Studierende der Pädagogischen Hochschule in Muttenz
öffentlich auf Missstände hingewiesen haben, fordern Basler Politikerinnen Veränderungen.
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Die Wände des Gär- und Einla-
gerungskellers sollenmit Schim-
mel überzogen sein, Fugen
material in das Innere des Tank
bodens bröckeln – kurzum: Eine
gute Lebensmittelhygiene soll
nicht mehr möglich sein.

Unter anderem diese Män-
gel hielt das Amt für Lebensmit-
telsicherheit und Veterinärwe-
sen Basel-Landschaft (ALV)wäh-
rend dreier Inspektionen bei der
BuessWeinbau&WeinhandelAG
in Sissach fest.

De Coulon sei «massiv
angegangen»worden
Weil Inhaber und Geschäfts-
führer Laurent de Coulon auch
nachwiederholtenAufforderun-
gen die Mängel nicht behoben
hatte, erhielt er eine Busse von
5000 Franken. Er habe keine
Bereitschaft zur Behebung der

Umstände gezeigt, so das ALV.
Das geht aus demStrafbefehl der
Baselbieter Staatsanwaltschaft
hervor.

Dagegen hat de Coulon Ein-
sprache erhoben. Allerdings ist
er gestern nicht zumTermin vor
dem Baselbieter Strafgericht er-
schienen. Sein Verteidiger Alex
Hediger beantragte eine Ver-
schiebung der Hauptverhand-
lung wegen Verhandlungsunfä-
higkeit seines Mandanten.

Dieser sei nach der Medien-
berichterstattung «massiv an-
gegangenworden und psychisch
am Boden zerstört». Ein Arzt-
zeugnis soll das bestätigen. Aus
Sicht des Anwalts ist die Nen-
nung des Namens in den Medi-
en nicht zulässig gewesen.

Die Berichterstattung habe
starke wirtschaftliche Auswir-
kungen auf de Coulon, so habe

ein Grossverteiler bereits die
Lieferungen gestoppt.

«Es ist ein Desaster für sei-
ne Firma und ihn persönlich»,
sagt Hediger. Deshalb sei der
Weinproduzent auch nicht in
der Lage, sich vor Gericht an-
gemessen zu wehren – was er
aber unbedingt tun will, sobald
es ihm besser geht,wie der Ver-
teidiger betont.

Diese Begründung reich-
te Einzelrichter Daniel Schmid
nicht: «Es liegt ein offensicht-
lich unentschuldigtes Fernblei-
ben vor.» Verhandlungsunfä-
hig sei man nur ausnahmswei-
se, und zwar dann, wenn man
aus körperlichen oder geistigen
Gründen der Verhandlung nicht
folgen könne. Nur das Gericht
entscheide, ob eine Verhand-
lungsunfähigkeit vorliege, nicht
ein Arzt.

Bei de Coulon bestehe gemäss
Begründung eine Belastung
durch die vorverurteilende
Medienberichterstattung. Diese
habe das Gericht verfolgt, sagt
Schmid. Doch: «Wir sehen hier
nicht im Ansatz eine Vorverur-
teilung.» Dass der Name des
Weinproduzenten genanntwor-
den sei, könne nicht ernsthaft zu
einer solchen Belastung führen.
Und da das Gerichtsverfahren
öffentlich sei,müsseman als be-
schuldigte Person auchmit Inte-
resse rechnen und dieses
hinnehmen können.

Zudem sei eine gerichtliche
Hauptverhandlung für jede Per-
son eine psychische Belastung,
sagt Schmid. Diese würde bei
einem Termin in zwei Monaten
nichtwenigerwerden.Weiterhin
handle es sich strafrechtlich um
einen Bagatellfall, angeklagt sind

lediglich Übertretungen,welche
mit Bussen bestraft werden.

Verjährung
ab August 2025
Schon im Vorfeld sei ein «aus-
sichtsloses» Sistierungsge-
such eingereicht worden. Und
auch der Verhinderungsgrund
von Laurent de Coulon sei nicht
tauglich für eine Entschuldigung
– dies insbesondere vor dem
Hintergrund der Verjährung ab
August 2025.

«Dieses Verhalten kann nicht
anders interpretiert werden, als
dass er sich dieser Verhandlung
nicht stellen wollte. Und es gibt
auch keinen Grund, warum sich
das ändern sollte», so Schmid.
Deshalb handle es sich um einen
Rückzug der Einsprache.

Damit ist der Strafbefehl
rechtskräftig, und de Coulon

muss die Busse von 5000 Fran-
ken zuzüglich der Gebühren
von gut 2000 Franken bezah-
len. «Meiner Ansicht nach ist
das völlig falsch», sagt Verteidi-
ger Alex Hediger dazu. In einem
Meinungsbeitrag in der «Volks-
stimme» wies de Coulon selbst
dieVorwürfe zurück. Es istwahr-
scheinlich, dass Beschwerde ein-
gereicht wird.

De Coulon kam bereits in der
Vergangenheit mit den Behör-
den in Konflikt, als er die schüt-
zenswerte Tschudy-Villa illegal
abreissen wollte. Die Polizei
stoppte dasVorgehen zwar, seit-
her bröckelt das Gebäude aber
vor sich hin. Zurzeit sind drei
separate Gerichtsverfahren im
Zusammenhang mit der Tschu-
dy-Villa hängig.
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SissacherWeinproduzent schwänzt Gericht – «wegen der Medien»
Verhandlung geplatzt Laurent de Coulon hat Einsprache gegen einen Strafbefehl erhoben.
Weil er nicht zur Verhandlung erschienen ist, muss er die Busse von 5000 Franken nun doch bezahlen.

Die Studierenden der PH der FHNW sind unzufrieden mit ihrer Hochschule. Deshalb will Grossrätin Sandra Bothe (GLP, BS)
vom Basler Regierungsrat wissen, ob ein privates Institut eine sinnvolle Ergänzung darstellen würde. Foto: Dominik Plüss

«Seit Jahren
hörtman, was in
Muttenz schlecht
ist. Dabei wollen
wir, dass angehende
Lehrpersonen
hierbleiben.»
Sandra Bothe
Grossrätin GLP Basel-Stadt


